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Abschrift 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 27. Oktober 1967 


An den An den 

Herrn Bundeskanzler Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 

des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal) 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bunderat in seiner 
315. Sitzung am 27. Oktober 1967 beschlossen hat, dem vom 
Deutschen Bundestag am 13. Oktober 1967 verabschiedeten 


Gesetz über eine Statistik des Personals, der 
Dienstbezüge, Vergütungen und Löhne im 
öffentlichen Dienst 

— Drucksachen V/1721, V/2136, V/2172 — 


gemäß Artikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes nicht zuzustimmen 

und 

vorsorglich zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß 
Artikel 77 Abs. 2 des Grundgesetzes mit dem Ziel der Auf- 
hebung des Gesetzesbeschlusses des Bundestages einberufen 
wird, falls sich ergeben sollte, daß das Gesetz nicht der Zustim- 
mung des Bundesrates bedarf. 


Begründung 

Mit dem vorliegenden Gesetz inhaltlich im wesentlichen über- 
einstimmende Gesetzentwürfe hat der Bundesrat bereits zwei- 
mal von der Bundesregierung vorgelegt erhalten und abgelehnt, 
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zuletzt in seiner 301. Sitzung am 11. November 1966 (vgl. BR- 
Drucksache 442/66 — Beschluß). Die Gründe, die den Bundesrat 
zu seiner ablehnenden Haltung bestimmt haben, bestehen un- 
verändert fort. 

Dr. Lemke 


Bonn, den 27. Oktober 1967 

An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 13. Oktober 1967 mit der Bitte um Kenntnisnahme über- 
sandt. 

Dr. Lemke 
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